t BFG
* BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/6100026/2019

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Bruno Hiibscher in der Beschwerdesache
rEEBfL**R* FEXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 30. November 2016 gegen den Bescheid
des Finanzamtes St. Johann Tamsweg Zell am See vom 19. November 2016 betreffend
Einheitswert des land- u. forstwirtschaftl. Betriebes 2014, Einheitswertaktenzeichen XYZ, zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.
Der angefochtene Bescheid bleibt unverandert.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefihrer (kurz: Bf) ist Inhaber eines landwirtschaftlichen Betriebes mit
Grundstticken in der KG A und KG C, welcher beim Finanzamt zum Einheitswertaktenzeichen
XYZ erfasst ist.

Mit Bescheid vom 19.11.2016 setzte das Finanzamt den Einheitswert zum 01.01.2014,
Hauptfeststellung mit Wirksamkeit ab 1.1.2015, fiir den Landwirtschaftlichen Betrieb mit
€ 4.900 fest.

Innerhalb offener Frist wurde vom Bf Beschwerde erhoben und vorgebracht, dass betreffend
Hangneigung der Verdacht bestehe, dass sein Betrieb einem falschen Vergleichsbetrieb
zugeordnet worden sei.
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Das Finanzamt wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung ab und begriindete dies
wie folgt:

“Von der Bodenklimazahl (im gegensténdlichen Fall 14,6) sind Zu- und Abschldge zum Zwecke
der Berlicksichtigung von wirtschaftlichen Ertragsbedingungen vorzunehmen.

Hierbei sind gemdf § 38 Abs. 4 BewG 1955 fiir die im § 32 Abs. 3 Z 2 lit. a bis c BewG 1955
genannten wirtschaftlichen Ertragsbedingungen (regionalwirtschaftliche Verhdltnisse des
Standortes, Entfernung der Betriebsfldchen zum Hof, Gréf3e und Hangneigung der
Betriebsfléichen sowie (ibrige Umstdnde) zugrunde zu legen.

Die ortsiiblichen Verhdltnisse wurden unter Bezugnahme auf die am 4. Mdrz 2014 im Amtsblatt
zur Wiener Zeitung kundgemachten Vergleichsbetriebe ermittelt. Durch diese Kundmachung
haben diese gemdf3 § 44 BewG 1955 rechtsverbindliche Kraft erhalten und sind einer weiteren
inhaltlichen Uberpriifung durch das Finanzamt nicht mehr zugdngig. Gleiches gilt fiir die gemdf3
§ 32 Abs. 3 Z 2 lit. d BewG 1955 betriebsindividuell zu beriicksichtigende BetriebsgréfSe. Der
Bezug zu den Vergleichsbetrieben wird dadurch hergestellt, dass dieselbe Richtlinie, welche zur
Einwertung der Vergleichsbetriebe herangezogen wurde, auch im gegensténdlichen Betrieb
angewandt und in Summe ein Abschlag von 38,2 % ermittelt wurde. Daraus ergibt sich eine
Betriebszahl von 9,0.

Gemdf3 § 38 Abs. 1 BewG betrdgt flir einen Betrieb mit der Betriebszahl 100 der Hektarsatz
2.400 Euro. Dieser Wert ist gesetzlich festgelegt und fiir die Abgabenbehérden verbindlich. Die
weitere Bewertung lhres landwirtschaftlichen Betriebes nach dem Verhdltnis seiner
Ertragsfdhigkeit zu den Vergleichsbetrieben erfolgt durch Verwendung der Betriebszahl, welche
die Relation der Ertragsféihigkeit zum Hauptvergleichsbetrieb zum Ausdruck bringt. So hat etwa
der dem gegenstdndlichen Betrieb zugeordnete Vergleichsbetrieb S-020-117-Zoitsach die
Betriebszahl von 9,9; dessen Hektarsatz errechnet sich daher mit 2.400 Euro mal 9,9 (Betriebs
zahl) gebrochen durch 100, was einen Hektarsatz von 237, 6 Euro ergibt. In Anwendung dieser
Berechnung auf den gegenstdndlichen Betrieb ergibt dies, 2.400 Euro mal 9,0 (Betriebszahl)
gebrochen durch 100, den Hektarsatz von 216,00 Euro. Der so ermittelte Hektarsatz ist
Ausgangspunkt fiir die nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes vorgegebene Methode
der Errechnung des Ertragswertes fiir die wirtschaftliche Einheit zum Zwecke der Feststellung
des Einheitswertes.

Beziiglich der wirtschaftlichen Ertragsbedingungen (regionalwirtschaftliche Verhdltnisse des
Standortes, Entfernung der Betriebsflichen vom Hof, Gréfie und Hangneigung der
Betriebsfldichen) werden dabei fiir den zu bewertenden Betrieb nicht tatséichliche, sondern
ortslibliche Verhdltnisse unterstellt.

Fiir die Ermittlung der Abschldge fiir die Hangneigung (Maschinen- und Gerdteeinsatz) ist nur
die landwirtschaftliche Nutzfidche (LN) ohne Hutweide- und Streufléichen heranzuziehen, wobei
grundsdtzlich von den rechtskrdéiftigen Bodenschéitzungsergebnissen auszugehen ist. Im
gegenstdndlichen Fall weichen die tatsdchlichen Verhdltnisse nur unwesentlich von den
unterstellten ortsiiblichen Verhdltnissen des Musterbetriebes Nr. 58003-4 ab.”
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Fristgerecht wurde dagegen der Antrag gestellt, die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht zur
Entscheidung vorzulegen und erganzend eingewendet, dass sich der in der
Beschwerdevorentscheidung angefiihrte Vergleichsbetrieb nicht in der Gemeinde A befinden
wurde. Seinem Betrieb wiirde der Musterbetrieb Nr. 3 der KG A am nachsten kommen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt, Beweiswiirdigung

Der festgestellte Sachverhalt stiitzt sich auf die im Verwaltungsakt des Finanzamtes
befindlichen Unterlagen samt dem damit im Einklang stehenden Vorbringen des Bf in seinen
Schriftsatzen.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abéanderung/Stattgabe)

Im der gegenstandlichen Beschwerdesache ist die Bewertung der landwirtschaftlich genutzten
Flachen strittig.

§ 34 (“Hauptvergleichsbetrieb, Vergleichsbetriebe, Betriebszahl”) Bewertungsgesetz 1955 (kurz:
BewG) hat folgenden Wortlaut:

“(1) Fir die Bewertung aller landwirtschaftlichen Betriebe innerhalb des Bundesgebietes wird
von einem Hauptvergleichsbetrieb ausgegangen, der die besten natiirlichen
Ertragsbedingungen im Sinne des § 32 Abs. 3 Z 1 aufweist und bei dem sich die wirtschaftlichen
Ertragsbedingungen in ihrer Gesamtheit weder ertragsmindernd noch ertragserhéhend
auswirken. Die Merkmale der natiirlichen und wirtschaftlichen Ertragsbedingungen dieses
Hauptvergleichsbetriebes sind vom Bundesministerium fiir Finanzen nach Beratung im
Bewertungsbeirat durch Verordnung rechtsverbindlich festzustellen und im ,,Amtsblatt zur
Wiener Zeitung” kundzumachen (§ 44). Die Bodenklimazahl (§ 16 Abs. 2
Bodenschditzungsgesetz 1970, BGBI. Nr. 233) dieses Hauptvergleichsbetriebes ist mit der
Wertzahl 100 anzunehmen.

(2) Um fiir die Bewertung aller in der Natur tatséichlich vorkommenden landwirtschaftlichen
Betriebe innerhalb des Bundesgebietes die Gleichmdfigkeit zu sichern und Grundlagen durch
feststehende Ausgangspunkte zu schaffen, stellt das Bundesministerium fiir Finanzen fiir
bestimmte Betriebe (Vergleichsbetriebe) nach Beratung im Bewertungsbeirat mit
rechtsverbindlicher Kraft das Verhdltnis fest, in dem die Vergleichsbetriebe nach ihrer
Ertragsfdhigkeit auf die Fldcheneinheit (Hektar) bezogen zum Hauptvergleichsbetriebe stehen.
Diese Feststellungen sind im ‘Amtsblatt zur Wiener Zeitung’ kundzumachen. Die
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Vergleichsbetriebe sind in allen Teilen des Bundesgebietes (Bundesldnder) so auszuwdhlen, dass
die Vergleichsbetriebe fiir die jeweilige Gegend kennzeichnend sind. In ihrer Gesamtheit haben
diese einen Querschnitt liber die Ertragsverhdltnisse der landwirtschaftlichen Betriebe des
Bundesgebietes zu ergeben.

(3) Das Verhdltnis zum Hauptvergleichsbetrieb im Sinne des Abs. 1 wird jeweils in einem
Hundertsatz ausgedriickt (Betriebszahl). Die Betriebszahl des Hauptvergleichsbetriebes ist 100.“

GemaR § 37 (“Gang der Bewertung") BewG wird zur Feststellung des Einheitswertes fir alle
landwirtschaftlichen Betriebe der Vergleichswert nach den §§ 38 und 39 ermittelt. Bei
Vorliegen der Voraussetzungen des § 40 ist der Vergleichswert durch einen Abschlag zu
vermindern oder durch einen Zuschlag zu erhéhen. Unterbleibt ein Abschlag oder ein Zuschlag,
so ist Einheitswert der Vergleichswert, soweit nicht noch Grundstiicksflaichen nach § 31 Abs. 1
und 3 und offentliche Gelder gemalR § 35 einzubeziehen sind.

§ 38 (“Ermittlung des Hektarsatzes”) BewG lautet wie folgt:

“(1) Fiir die Betriebszahl 100, das heifst fiir den Hauptvergleichsbetrieb (§ 34), betrdgt der
Ertragswert je Hektar (Hektarsatz) 2 400 Euro.

(2) Der Bundesminister fiir Finanzen bestimmt mit Verordnung, mit welchen Ertragswerten pro
Hektar (Hektarsdtzen) die im § 39 Abs. 2 Z 1 lit. a und b genannten Grundstiicksfléichen
anzusetzen sind.

(3) Fiir die (ibrigen Vergleichsbetriebe ergibt sich der Hektarsatz aus der Anwendung der fiir sie
festgestellten Betriebszahl auf den Hektarsatz des Hauptvergleichsbetriebes.

(4) Fiir alle (ibrigen Betriebe wird der Hektarsatz nach dem Verhdltnis ihrer Ertragsféhigkeit zu
derjenigen der Vergleichsbetriebe ermittelt. Hiebei sind fiir die wirtschaftlichen
Ertragsbedingungen im Sinne des § 32 Abs. 3 Z 2 lit. a, b und c ortsiibliche Verhdltnisse
zugrunde zu legen.”

Nach § 38 Abs. 4 BewG ist der Hektarsatz fir landwirtschaftliche Betriebe nach dem Verhéltnis
ihrer Ertragsfahigkeit zu derjenigen der Vergleichsbetriebe zu ermitteln.

Der beschwerdegegenstandliche Betrieb liegt im Vergleichsgebiet 117 Lungau.

Fiir den Betriebsvergleich wurde der im Amtsblatt der Osterreichischen Finanzverwaltung am
4. Marz 2014 kundgemachte Vergleichsbetrieb Nr. 131 (S-020-117-Zoitzach) herangezogen.
Dieser Betrieb weist hinsichtlich seiner wirtschaftlichen und natiirlichen Ertragsbedingungen
folgende Bewertungsansatze auf:
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Nutzungsform Griinland
Landwirtschaftliche Nutzfliche 20,66 ha
Wirtschaftliche Ertragsbedingungen gem. § 32 Abs, 3 Z 2 BewG Zu/Abschldge
1955 Yo
Regionalwirtschaftliche Verhaltnisse gem. § 32 Abs. 3Z 2 litaBewG1955 |  -80 |
Betriebliche Verhéltnisse gem. § 32 Abs. 3 Z 2 lit b und ¢ BewG 1955 -16,5
BetriebsgroBenverhaltnisse gem § 32 Abs. 3 Z 2 lit d BewG 1955 -7,0
Ubrige Umstande -1,0
Summe der Zu/Abschlige -32,5
Natiirliche Ertragsbedingungen
Bodenklimazahl 14,7
Abrechnung (32,5% von der Bodenklimazahl) -4,8
Betriebszahl 9,9
Hektarsatz € 237,60
1. Regionalwirtschaftliche Verhiltnisse gem. §32 Abs. 3Z 2 lita Zu/Abschlage
BewG 1955 %%
Regionale Lage: peripher -3,0
Vermarktungs- und Arbeitsmarktverhaltnisse: unglinstig -5,0
Entfernung zwischen Wirtschaftshof und zentralem Ort (Bezirkshauptort)
Tamsweg 5, 7km -0,0
Summe -8,0
2. Betriebliche Verhaltnisse gem, § 32 Abs. 3 Z 2 lit b und ¢ BewG Zu/Abschlage
1955 %o
AufschlieBung des Wirtschaftshofs: Anteilige Wegerhaltung 0,0
Hofzufahrt 0,0
Sonderverhaltnisse 0,0
GriBe der Feldstiicke (InVeKoS): 2,0203 ha +2,0
Maschinen- und Geréteeinsatz (Hangneigung) -18,5
0 bis 17,9 % (0 bis 10%) 0,00 ha 0 % der Iw. Flache
18 bis 24,9 % (11 bis 13°) 7,50 ha 60 % der w, Flache
25 bis 34,9 % (14 bis 19°) 3,06 ha 24 % der Iw. Flache
35 bis 49,9 % (20 bis 26°) 2,00 ha 16 % der Iw, Flache
iiber 50 % (liber 26°) 0,00 ha 0 % der Iw. Fldche
Entfernung der Feldstiicke zum Wirtschaftshof: 0,5km 0,0
Sonderverhidltnisse: keine 0,0
| Summe -16,5
Zu/Abschlage
3. BetriebsgriBenverhiltnisse gem § 32 Abs. 3 Z 2 it d BewG 1955: %o
Die BetriebsgriBe von 20,6612ha LN wirkt sich unglinstig aus. -7,0
2Zu/Abschlage
4, Ubrige Umstiinde Yo
Hagelgefdhrdung (Ortsgemeinde weise nach Hagelgefahrdungsfaktor):
Hagelgefdhrdungsfaktor fiir die OG Lesach: maBig gefahrdet -1,0
Sonstige: 0,0
Summe: -1,0
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GemaR § 36 Abs. 1 BewG sind fur die natlirlichen Ertragsbedingungen die rechtskraftigen

Bodenschatzungsergebnisse maligebend.

Flr die wirtschaftlichen Ertragsbedingungen im Sinne des § 32 Abs. 3Z 2 lit. a, bund ¢

(regionalwirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Verhaltnisse) sind ortsiibliche
(durchschnittlichen) Verhaltnisse zugrunde zu legen (vgl. § 38 Abs. 4 BewG).

Zu- bzw. Abschlage fiir die BetriebsgroRe (vgl. § 32 Abs. 3 Z 2 lit. d) sind gem. § 36 Abs. 1 BewG

nach tatsidchlichen Verhaltnissen zu ermitteln.
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Hinsichtlich der Gibrigen Umstadnde, die die Ertragsfahigkeit beeinflussen kénnen, sind ohne
Ricksicht auf die tatsachlichen Verhaltnisse die in der betreffenden Gegend als regelmaRig
anzusehenden Verhaltnisse zu unterstellen (vgl. § 36 Abs. 2 BewG).

Im Betriebsvergleich mit dem Vergleichsbetrieb LaBhofer Alois, Zoitzach 4, 5580 Lessach
Vergleichsbetrieb Nr. S-020-117-Zoitzach werden nachstehend beschriebene
Ertragsbedingungen des strittigen Betriebes wie folgt bericksichtigt:

1. Regionalwirtschaftliche Verhéltnisse gem. §32 Abs. 3Z 2 lita Zu/Abschliage
BewG 1955 %
Regionale Lage: peripher -3,0
Vermarktungs- und Arbeitsmarktverhaltnisse: unginstig -5,0
Entfernung zwischen Wirtschaftshof und zentralem Ort (Bezirkshauptort)

8km Tamsweg 0,0

Summe -8,0

2, Betriebliche Verhaltnisse gem. § 32 Abs. 3 Z 2 lit b und c BewG Zu/Abschlage
1955 %
AufschlieBung des Wirtschaftshofs: Anteilige Wegerhaltung 0,0

Hofzufahrt 0,0

Sonderverhaltnisse 0,0

GroBe der Feldstiicke (InVeKoS): 1,0755 ha 0,0

Maschinen- und Gerdteeinsatz (Hangneigung) -15,2
0 bis 17,9 % (0 bis 10%) 3,45 ha 39,2 % der Iw. Fache
18 bis 24,9 % (11 bis 13°) 1,90 ha 21,6 % der Iw. Flache
25 bis 34,9 % (14 bis 19°) 2,00 ha 22,7 % der lw. FAache
35 bis 49,9 % (20 bis 26°) 1,10 ha 12,5 % der Iw. Flache

_ Uber 50 % (lber 26°) 035ha 4,0 % der lw. Flache |
Entfernung der Feldstiicke zum Wirtschaftshof: 2,3km | 40
Sonderverhaltnisse: keine 0,0

Summe -19,2

Zu/Abschldge

3. BetriebsgréBenverhaltnisse gem § 32 Abs. 3 Z 2 lit d BewG 1955: %o
Die Betriebsgrofe von 15,97ha LN wirkt sich ungiinstig aus. -10,0
. | Zu/Abschlige

4. Ubrige Umstidnde %
Hagelgefdhrdung (Ortsgemeinde weise nach Hagelgefahrdungsfaktor):

| Hagelgefahrdungsfaktor fir die OG Gériach: 2,0; maBig gefdhrdet -1,0
Sonstige: 0,0
Summe: -1,0

Flr die Ermittlung der Zu- und Abschldge gemal § 32 Abs. 3 Z 2 lit. b und c BewG 1955 ist die
landwirtschaftliche Nutzflaiche ohne Hutweiden, Streuwiesen und Bergmahder zu
beriicksichtigen, wobei fiir die Ermittlung der landwirtschaftlichen Nutzflache und fiir die
Ermittlung der Hangneigungen von den rechtskraftigen Ergebnissen der Bodenschatzung

auszugehen ist.

Umstande, die bei der Einwertung der rechtsverbindlich kundgemachten Vergleichsbetriebe
keine Berlcksichtigung fanden, wie im gegenstandlichen Fall die Hangneigungsstufen nach
dem Berghofekataster, konnen nicht beriicksichtigt werden.

Zusammengefasst ergab sich fiir den Betrieb des Bf folgende Bewertung:
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Nutzungsform Grinland
Landwirtschaftliche Nutzfliche 15,97 ha
Wirtschaftliche Ertragsbedingungen gem. § 32 Abs. 3 Z 2 BewG Zu/Abschldge
1955 %
Regionalwirtschaftliche Verhaltnisse gem. § 32 Abs. 3 Z 2 lit a BewG 1955 -8,0
| Betriebliche Verhdltnisse gem. § 32 Abs. 3 Z 2 lit b und c BewG 1955 -19,2
~ BetriebsgriBenverhaltnisse gem § 32 Abs. 3 Z 2 Iit d BewG 1955 =100
Ubrige Umstinde -1,0
Summe der Zu/Abschlige -38,2
Natiirliche Ertragsbedingungen |
| Bodenklimazahl 14,6
Abrechnung (38,2% von der Bodenklimazahl) 5,6
Betriebszahl 9.0
Hektarsatz € 216,00

Berechnung des Einheitswertes (Angaben in Euro) zum 1.1.:2014

Landwirtschaftlich genutzte Flachen 15,9701 ha x 216,00 = 344954

Forstwirtschaftlich genutzte Flachen 1,8810ha x 172,00 = 323,53

Alpwirtschaftlich genutzte Flachen 7,0225ha = 11,14 = 78,26
GesamtgriBe 24,8736 ha

Offentliche Gelder gem. §35 BewG (Summe &ffentliche Gelder 33% von 3288,22) 1085,11

Einheitswert gesamt 4936,44

Einheitswert (gerundet gem. § 25 BewG 1955 igF) 4900,00

Es kann daher unter Bedachtnahme auf die rechtsverbindlichen Einwertungen der
Vergleichsbetriebe keine andere Berechnungsmethode fiir die Ermittlung der Abschlage der

Hangneigung gewahrt werden.

Der angefochtene Bescheid entspricht daher der Rechtslage, weshalb spruchgemald zu

entscheiden war.

2.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Eine ordentliche Revision ist gemald Artikel 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, da sich das
Bundesfinanzgericht bei der Losung der anstehenden Rechtsfragen auf den eindeutigen
Wortlaut der anzuwendenden einschlagigen gesetzlichen Bestimmungen stiitzen konnte.

Zudem waren im Beschwerdefall in erster Linie Sachverhaltsfragen zu beantworten.
Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung stellten sich nicht (vgl. zB VWGH vom 04.12.2019,
Ra 2019/16/0194, unter Hinweis auf den Beschluss vom 25.02.2016, Ra 2016/16/0006). Eine
Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher nicht zulassig.
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Salzburg, am 14. August 2020

8von 8



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt, Beweiswürdigung
	2. Rechtliche Beurteilung
	2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung/Abänderung/Stattgabe)
	2.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




